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Vertrag
zwischen der Deutschen Demokratischen Republik 

und der Bundesrepublik Deutschland 
über Fragen des Verkehrs

Die Deutsche Demokratische Republik 

und

die Bundesrepublik Deutschland 

sind,

in dem Bestreben, einen Beitrag zur Entspannung in 
Europa zu leisten und normale gutnachbarliche Be­
ziehungen beider Staaten zueinander zu entwickeln, wie 
sie zwischen voneinander unabhängigen Staaten üb­
lich sind,

geleitet von dem Wunsch, Fragen des grenzüberschrei­
tenden Personen- und Güterverkehrs beider Vertrags­
staaten in und durch ihre Hoheitsgebiete zu regeln,

übereingekommen,

diesen Vertrag abzuschließen:

I. Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1

1. Gegenstand des Vertrages ist der gegenseitige 
Wechsel- und Transitverkehr auf Straßen, Schienen- 
und Wasserwegen mit Transportmitteln, die im Gel­
tungsbereich dieses Vertrages zugelassen oder regi­
striert sind — im folgenden Verkehr genannt.

Die innerstaatlichen Rechtsvorschriften über die Be­
nutzung bestimmter Transportmittel bleiben unbe­
rührt.

2. Die Vertragsstaaten verpflichten sich, den Verkehr 
in und durch ihre Hoheitsgebiete entsprechend der 
üblichen internationalen Praxis auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit und Nichtdiskriminierung in größtmög­
lichem Umfang zu gewähren, zu erleichtern und mög­
lichst zweckmäßig zu gestalten.

Artikel 2

Der Verkehr unterliegt dem Recht desjenigen Staates, 
in dessen Gebiet er durchgeführt wird, soweit dieser 
Vertrag nichts anderes bestimmt.

Artikel 3

1. Die Verkehrsteilnehmer können die im anderen 
Vertragsstaat für den öffentlichen Verkehr zugelassenen 
Verkehrseinrichtungen benutzen.

у
2. Soweit ein Vertragsstaat bestimmte Verkehrswege 

festlegt, auf denen der Transitverkehr durch sein Ge­

biet zu erfolgen hat, wird er sich dabei von dem Ge­
sichtspunkt einer möglichst zweckmäßigen Gestaltung 
dieses Verkehrs leiten lassen.

Artikel 4

Der Verkehr erfolgt über die vorgesehenen Grenz­
übergangsstellen. Über Veränderungen werden sich das 
Ministerium für Verkehrswesen der Deutschen Demo­
kratischen Republik und das Bundesministerium für 
Verkehr der Bundesrepublik Deutschland vorher ins 
Benehmen setzen.

Artikel 3

Die vom anderen Vertragsstaat ausgestellten amt­
lichen Dokumente, die zum Führen von Transportmit­
teln berechtigen, sowie die amtlichen Dokumente für 
die auf dessen Gebiet zugelassenen oder registrierten 
Transportmittel werden gegenseitig anerkannt, soweit 
in Artikel 20 nichts anderes vereinbart ist.

Die Verkehrsteilnehmer weisen sich durch von den 
zuständigen Organen beziehungsweise Behörden der 
Vertragsstaaten ausgestellte amtliche Personaldoku­
mente, die zum Grenzübertritt berechtigen, aus.

Artikel 6

1. Für bestimmte im Zusammenhang mit dem Verkehr 
erhobene Abgaben und Gebühren kann eine Pauschal­
abgeltung vereinbart werden.

2. Reisegebrauchs- und -verbrauchsgegenstände, die 
Verkehrsteilnehmer mit sich führen, bleiben frei von 
Ein- und Ausgangsabgaben sowie ähnlichen Gebüh­
ren.

Für die in üblicher Menge in Transportmitteln mitge­
führten Treibstoff- und Schmiermittelvorräte sowie 
Ausrüstungs-, Ersatz- und Zubehörteile werden keine 
Ein- und Ausgangsabgaben sowie ähnliche Gebühren 
erhoben.

Artikel 7

1. Jeder Vertragsstaat sorgt dafür, daß bei Unfällen 
und Havarien auf seinem Gebiet die notwendige Hilfe 
einschließlich Pannen- und Abschleppdienst, medizini­
scher Betreuung sowie Werft- und Werkstatthilfe gelei­
stet wird.

2. Bei Havarien und Unfällen gelten für deren Unter­
suchung sowie für die Ausfertigung der erforderlichen 
Protokolle die Rechtsvorschriften am Unfallort. Die 
Protokolle, die für die Schadensregulierung erforderlich 
sind, werden gegenseitig übermittelt.

Artikel 8

Es erfolgt eine gegenseitige Information über den 
Straßenzustand, Umleitungen größeren Ausmaßes auf


